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so rechtzeitig an, daß es möglich ist, die Zweckmäßig­
keit und Art einer weiteren bergbaulichen Nutzung 
oder einer Nachnutzung zu prüfen.

(2) Der Rat des Bezirkes trifft unter Berücksichtigung 
der Dispositionen des bilanzbeauftragten Organs ge­
mäß § 3 Abs. 3 in Abstimmung mit den Räten der 
Kreise, in deren Territorien die Grubenbaue alten Berg­
baus liegen, und in Zusammenarbeit mit der Berg­
behörde Regelungen, die im Zusammenhang mit der 
weiteren bergbaulichen Nutzung, Nachnutzung und Ver­
wahrung von Grubenbauen alten Bergbaus erforder­
lich sind.

(3) In den Regelungen gemäß Abs. 2 ist insbesondere 
festzulegen,

a) für welche Grubenbaue alten Bergbaus auf Grund 
des Grades der Gefährdung der Tagesoberfläche 
vorrangig bergschadenkundliche Analysen anzu­
fertigen und Verwahrungsmaßnahmen einzuleiten 
sind,'

b) in welcher Reihenfolge für die Grubenbaue alten 
Bergbaus die bergschadenkundlichen Analysen an­
zufertigen sind,

c) in welchen Fällen für Grubenbaue alten Bergbaus 
nach Einschätzung der Bergbehörde auf die An­
fertigung der bergschadenkundlichen Analysen vor­
erst verzichtet werden kann.

(4) Der Rat des Bezirkes leitet in Übereinstimmung 
mit der Bergbehörde langfristige Maßnahmen zur Vor­
bereitung und Durchführung der Verwahrung von Gru­
benbauen alten Bergbaus ein.

§18

(1) Der Rat des Bezirkes plant die Maßnahmen der 
Verwahrung von Grubenbauen alten Bergbaus im Rah­
men der Fünfjahrpläne und der Jahresvolkswirtschafts- 
pläne. Er stimmt die Planvorschläge mit den Räten der 
Kreise ab.

(2) Die Finanzierung der Aufwendungen für die An­
fertigung bergschadenkundlicher Analysen sowie für die 
Vorbereitung und Durchführung erforderlicher Maßnah­
men zur Verwahrung von Grubenbauen alten Bergbaus 
erfolgt zu Lasten des zentralen Haushalts. Der Rat des 
Bezirkes übergibt dem Ministerium der Finanzen zu 
dem für die Abgabe des Entwurfs des Haushaltsplanes 
des Bezirkes festgelegten Termin einen gesonderten 
Planvorschlag „Verwahrungsmaßnahmen und Schaden­
ersatzleistungen aus altem Bergbau“. Er bezieht die zum 
Zeitpunkt der Planung bekannten Anforderungen für 
Schadenersatzleistungen aus altem Bergbau in diesen 
Planvorschlag ein.

(3) Auf der Grundlage der beschlossenen Pläne ver­
anlaßt der Rat des Bezirkes entsprechend den Schwer­
punkten, die zur Vorbereitung und Durchführung der 
Verwahrung von Grubenbauen alten Bergbaus in den 
territorialen Entwicklungskonzeptionen vorgegeben 
sind,

a) die Anfertigung bergschadenkundlicher Analysen 
gemäß § 17 Abs. 3 Buchstaben а und b und

b) die notwendigen Maßnahmen zur Verwahrung von 
Grubenbauen alten Bergbaus und schafft die Vor­
aussetzungen für die Durchführung der Verwah­
rungsarbeiten.

(4) Der Rat des Bezirkes schließt zur Durchführung 
der mit den Jahresvolkswirtschaftsplänen bestätigten 
Maßnahmen gemäß Abs. 3 Wirtschaftsverträge mit Be­
trieben, Organen oder Einrichtungen ab, die für die An­
fertigung bergschadenkundlither Analysen und die 
Durchführung von Verwahrungsarbeiten geeignet sind. 
Er übergibt eine Ausfertigung der bergschadenkund­
lichen Analysen der Bergbehörde.

§19

(1) Die vom Rat des Bezirkes in Abstimmung mit den 
Räten der Kreise mit der Durchführung der Verwah­
rung stillgelegter Grubenbaue alten Bergbaus beauf­
tragten Betriebe, Organe oder Einrichtungen haben vor 
Beginn der Verwahrungsarbeiten die technologischen 
und bergbautechnischen Maßnahmen der geplanten Ver­
wahrungsarbeiten der Bergbehörde in einem techni­
schen Betriebsplan anzuzeigen. Für stillgelegte Bohr­
löcher bestimmt die Bergbehörde die Form der An­
zeige.

(2) Die Verwahrungsarbeiten sind auf der Grundlage 
der bestätigten Planungsunterlagen und des von der 
Bergbehörde genehmigten technischen Betriebsplanes, 
bei stillgelegten Bohrlöchern auf der Grundlage der An­
zeige gemäß Abs. 1 Satz 2, termin- und qualitätsgerecht 
durchzuführen.

(3) Nach Beendigung der Verwahrungsarbeiten haben 
die vom Rat des Bezirkes mit der Durchführung der 
Verwahrungsarbeiten beauftragten Betriebe, Organe 
oder Einrichtungen in Ergänzung der bergschadenkund­
lichen Analysen Dokumentationen entsprechend § 10 an­
zufertigen und der Bergbehörde zu übergeben sowie die 
Nachtragung der rißlichen Unterlagen der verwahrten 
Grubenbaue alten Bergbaus gemäß den Festlegungen 
der Bergbehörde zu veranlassen.

§20

An die Stelle des Rates des Bezirkes tritt in den 
Fällen des § 17 Absätze 2 bis 4, des § 18 Absätze 3 und 4 
und des § 19 Absätze 1 und 3 der Rat des Kreises, soweit 
der Rat des Bezirkes den Rat des Kreises mit der Durch­
führung der Aufgaben beauftragt.

§21

(1) Rechtsträger bzw. Eigentümer und Nutzer von 
Grundstücken haben eingetretene Bergschäden oder 
andere nachteilige Einwirkungen, die durch Grubenbaue 
verursacht wurden, unmittelbar nach deren Feststellung" 
dem Rat der Gemeinde, der Stadt oder des Stadtbezir­
kes änzuzeigen. Die Verpflichtung, gemäß § 23 Abs. 1 
des Berggesetzes der Deutschen Demokratischen Repu­
blik vom 12. Mai 1969 beim Eintritt eines Bergschadens 
Erstmaßnahmen zur Gewährleistung der öffentlichen 
Sicherheit einzuleiten, bleibt unberührt.

(2) Der Rat der Gemeinde, der Stadt oder des Stadt­
bezirkes unterrichtet unverzüglich nach Bekanntwerden 
den Rat des Kreises und die Bergbehörde über die ein­
getretenen Bergschäden oder anderen nachteiligen Ein­
wirkungen.

(3) Die Anzeigen gemäß den Absätzen 1 und 2 müssen 
mindestens folgende Angaben enthalten:

a) Art, Ort, Zeitpunkt und Ausmaß des eingetretenen 
Bergschadens oder der anderen nachteiligen Ein­
wirkungen,


